
  
Synopse Beilage 1  
 
PersG Revision der personalrechtlichen Grundlagen (Umsetzung aus HR-Strategie) 
 

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SAR Nummern) 
Neu: – 
Geändert: 165.100 | 411.200 | 612.200 
Aufgehoben: – 

Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 Gesetz 
über die Grundzüge des 
Personalrechts (Personal-
gesetz, PersG) 

                  

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau 

   

 beschliesst:    

 I.    

 Der Erlass SAR 165.100 (Ge-
setz über die Grundzüge des 
Personalrechts [Personalge-
setz, PersG] vom 
16. Mai 2000) (Stand 1. Ja-
nuar 2017) wird wie folgt geän-
dert: 

   

§  2 
Personalpolitik 

    

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/165.100/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

1 Der Regierungsrat erlässt zu 
Beginn einer Legislaturperiode 
ein Leitbild für die Personalpo-
litik. Dieses enthält die aktuel-
len personalpolitischen Ziele 
und Entwicklungsstrategien. 

1 Der Regierungsrat […] legt 
die Grundsätze der Personal-
politik […]  und […] deren Um-
setzung periodisch in einer 
HR-Strategie fest. Diese orien-
tiert sich am Entwicklungsleit-
bild des Kantons sowie an den 
Erfordernissen der Arbeitswelt. 

   

a) …     

b) …     

c) …     

d) …     

e) …     

f) …     

2 …     

§  3 
Arbeitsverhältnisse 

§  3 
Arbeitsverhältnisse¶ 
a) Grundlagen 

   

1 Angestellte sind Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, deren 
Arbeitsverhältnis durch öffent-
lich-rechtlichen Anstellungs-
vertrag auf unbefristete oder 
befristete Dauer begründet 
wird. Befristete Anstellungs-
verhältnisse dürfen insgesamt 
höchstens 5 Jahre dauern. 

1 Angestellte sind Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, deren 
Arbeitsverhältnis durch öffent-
lich-rechtlichen Anstellungs-
vertrag auf unbefristete oder 
befristete Dauer begründet 
wird. […]  
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Beamtinnen und Beamte sind 
vom Volk oder vom Grossen 
Rat auf Amtsdauer gewählte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Die Einstellungsbedingun-
gen können in diesen Fällen 
durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag oder durch Verfügung 
bestimmt werden. 

    

3 Der Regierungsrat legt die 
bei Anstellungs- und Beamten-
verhältnissen durch Verfügung 
zu regelnden Personal- und 
Lohnfragen fest, soweit diese 
nicht durch Dekret bestimmt 
sind. 

    

 §  3a 
b) Besondere Regelungen 

   

 1 Befristete Anstellungsverhält-
nisse dürfen insgesamt höchs-
tens 5 Jahre dauern. Ausnah-
men sind zulässig, wenn die 
Anstellungsverhältnisse auf 
Projekten basieren, die mit 
zeitlich befristeten Mitteln fi-
nanziert werden. 

   

 2 Bei unregelmässigem Ein-
satz kann eine Anstellung mit 
Lohnzahlung im Stundenlohn 
begründet werden. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  7 
Vorschriften des Obligationen-
rechts (OR) 

    

1 Soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt, gelten für 
den Abschluss eines befriste-
ten oder unbefristeten Anstel-
lungsverhältnisses, für die Pro-
bezeit, für die ordentliche Auf-
lösung, für die fristlose Auflö-
sung, für den Kündigungs-
schutz und für das Verfahren 
bei Entlassung ganzer Grup-
pen die Vorschriften von Art. 
334–337d des Schweizeri-
schen Obligationenrechts 
(Stand 1. Januar 1998; vgl. 
Anhang) als kantonales öffent-
liches Recht. 

1 Soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt, gelten für 
den Abschluss eines befriste-
ten oder unbefristeten Anstel-
lungsverhältnisses, für die Pro-
bezeit, für die ordentliche Auf-
lösung, für die fristlose Auflö-
sung, für den Kündigungs-
schutz und für das Verfahren 
bei Entlassung ganzer Grup-
pen die Vorschriften […] der 
Art. 334–337d des Schweizeri-
schen Obligationenrechts […] 
als kantonales öffentliches 
Recht. 

   

 §  8a 
Probezeit 

   

 1 Der erste Monat des Anstel-
lungsverhältnisses gilt als Pro-
bezeit. 

   

 2 Die Anstellungsbehörde kann 
mit der Mitarbeiterin oder dem 
Mitarbeiter vereinbaren, die 
Probezeit auf maximal 3 Mo-
nate zu verlängern. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 3 Während der Probezeit kann 
das Anstellungsverhältnis 
beidseitig jederzeit mit einer 
Frist von 7 Tagen gekündigt 
werden. 

   

§  9 
Auflösung des Anstellungsver-
hältnisses 
a) Fristen und Termine 

    

1 Die Vertragsparteien können 
das Anstellungsverhältnis je-
derzeit im gegenseitigen Ein-
vernehmen beendigen. 

    

2 Das Anstellungsverhältnis 
endet ohne Kündigung 

    

a) bei Erreichen der durch 
Dekret festgelegten Alters-
grenze; 

    

b) mit Ablauf eines befristeten 
Vertrages. 

b) mit Ablauf eines befristeten 
Vertrages […] ; 

   

 c) bei Erschöpfung des An-
spruchs auf Lohnfortzahlung 
bei Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit oder Unfall. 

   

3 Bei unbefristeten Verträgen 
gelten für die ordentliche Kün-
digung folgende beidseitigen 
Mindestfristen: 

3  […] Für die ordentliche Kün-
digung gelten folgende beid-
seitigen Mindestfristen: 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

a) im ersten Anstellungsjahr 1 
Monat; 

    

b) ab dem zweiten Anstel-
lungsjahr 3 Monate. 

    

4 Im Anstellungsvertrag kann 
eine längere Kündigungsfrist 
vereinbart werden. 

    

5 Werden aus organisatori-
schen oder wirtschaftlichen 
Gründen ganze Verwaltungs-
einheiten aufgehoben oder an-
dere Umstrukturierungen vor-
genommen, wird ein Sozial-
plan ausgearbeitet. 

5 Werden aus organisatori-
schen oder wirtschaftlichen 
Gründen ganze Verwaltungs-
einheiten aufgehoben oder an-
dere Umstrukturierungen vor-
genommen, wird ein Sozial-
plan ausgearbeitet. Der Regie-
rungsrat regelt die Einzelhei-
ten und das Verfahren. 

   

§  10 
b) Ordentliche Kündigung 

    

1 Die Kündigung durch den 
Kanton kann nur ausgespro-
chen werden, wenn sachlich 
zureichende Gründe vorliegen, 
namentlich: 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

a) Aufhebung der Stelle aus or-
ganisatorischen oder wirt-
schaftlichen Gründen. In die-
sen Fällen ist den betroffe-
nen Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeitern nach Möglich-
keit eine andere zumutbare 
Stelle anzubieten, die ihren 
Fähigkeiten und Erfahrungen 
entspricht; 

    

b) mangelnde Eignung für die 
im Anstellungsvertrag verein-
barte Arbeit; 

    

c) Mängel in der Leistung oder 
im Verhalten, die sich trotz 
schriftlicher Mahnung wäh-
rend der angesetzten Be-
währungszeit fortsetzen; 

c) Mängel in der Leistung oder 
im Verhalten […] . 

   

d) mangelnde Bereitschaft 
während oder nach der Be-
währungszeit, die im Anstel-
lungsvertrag vereinbarte Ar-
beit oder eine zumutbare an-
dere Arbeit zu verrichten. 

d) Aufgehoben.    

2 Vorbehalten bleiben die ver-
fassungsrechtlichen Grunds-
ätze, namentlich das Verbot 
der Willkür, das Gebot von 
Treu und Glauben und der 
Grundsatz der rechtsgleichen 
Behandlung. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

3 Die Kündigung durch den 
Kanton erfolgt mit schriftlicher 
Begründung. 

    

 §  10a 
c) Verfahren bei Kündigung 
bei Mängeln in Leistung oder 
Verhalten 

   

 1 Bei Mängeln in der Leistung 
oder im Verhalten ist eine 
schriftliche Mahnung zu ertei-
len und eine Bewährungsfrist 
anzusetzen. 

   

 2 Von einer Bewährungsfrist 
kann ausnahmsweise abgese-
hen werden oder eine lau-
fende abgebrochen werden, 
wenn feststeht, dass sie ihren 
Zweck nicht erfüllen kann, ins-
besondere wenn: 

   

 a) die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter ausdrücklich er-
klärt, dass kein Wille zur Ver-
besserung der Leistung oder 
des Verhaltens besteht, 

   

 b) die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter durch das Verhal-
ten zeigt, dass kein Wille zur 
Verbesserung der Leistung 
oder des Verhaltens besteht. 

   

§  11 
c) Fristlose Auflösung 

§  11 
 […] d) Fristlose Auflösung 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

1 Als Grund für die fristlose 
Auflösung gilt für beide Par-
teien jeder Umstand, der nach 
Schweizerischem Obligatio-
nenrecht als wichtig gilt. 

    

 §  11a 
Anpassung des Anstellungs-
verhältnisses 

   

 1 Die Vertragsparteien können 
das Anstellungsverhältnis je-
derzeit in gegenseitigem Ein-
vernehmen anpassen. 

   

 2 Der Kanton kann den Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeitern 
einseitig unter Einhaltung der 
Kündigungsfrist einen anderen 
Arbeitsort oder einen anderen 
Aufgaben-, Kompetenz- und 
Verantwortungsbereich zuwei-
sen, wenn folgende Voraus-
setzungen kumulativ erfüllt 
sind: 

   

 a) betriebliches Erfordernis,    

 b) für die Mitarbeiterin oder 
den Mitarbeiter zumutbar, 

   

 c) keine Änderung der wesent-
lichen Bestandteile des An-
stellungsverhältnisses. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 3 Wesentliche Bestandteile des 
Anstellungsverhältnisses, bei 
deren Änderung eine Ände-
rungskündigung notwendig ist, 
sind: 

   

 a) Dauer des Anstellungsver-
hältnisses, 

   

 b) Funktion,    

 c) Lohnstufe und Lohn unter 
Vorbehalt der Anwendung 
rechtlicher Vorgaben für 
Lohnänderungen, 

   

 d) Pensum,    

 e) Zugehörigkeit zu einer Orga-
nisationseinheit. 

   

 §  11b 
Abfindung 

   

 1 Eine Abfindung kann ausge-
richtet werden: 

   

 a) bei einer Kündigung des An-
stellungsverhältnisses durch 
den Kanton gemäss § 10 
Abs. 1 lit. a, falls keine an-
dere zumutbare Stelle ange-
boten werden konnte, 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 b) bei einer Beendigung des 
Anstellungsverhältnisses in 
gegenseitigem Einverneh-
men, wenn kein überwiegen-
des Verschulden der Mitar-
beiterin oder des Mitarbeiters 
vorliegt. 

   

 2 Die Abfindung beträgt maxi-
mal 12 Monatslöhne. Es kön-
nen auch Unterstützungs-
massnahmen für eine berufli-
chen Neuorientierung gewährt 
werden. Diese werden an die 
Abfindung angerechnet. 

   

 3 Der Regierungsrat regelt die 
Einzelheiten, insbesondere die 
Rückerstattung der Abfindung 
bei Aufnahme einer neuen Er-
werbstätigkeit während der 
Abfindungsdauer. 

   

 §  13a 
Weiterbeschäftigung nach Er-
reichen der Altersgrenze 

   

 1 Bei beidseitigem Interesse 
kann das Anstellungsverhält-
nis nach Erreichen der durch 
Dekret festgelegten Alters-
grenze als befristetes Anstel-
lungsverhältnis weitergeführt 
werden. 

   

 §  13b 
Vorsorgliche Massnahmen 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 1 Die Anstellungsbehörde kann 
vorsorgliche Massnahmen tref-
fen, wenn öffentliche oder be-
triebliche Interessen dies erfor-
dern. 

   

 2 Die vorsorglichen Massnah-
men umfassen insbesondere: 

   

 a) Freistellung von der Arbeits-
leistung, 

   

 b) Einschränkung oder Entzug 
von Zugriffs- und Zutritts-
rechten, 

   

 c) Änderung des Aufgabenge-
biets, 

   

 d) Zuweisung eines anderen 
Arbeitsplatzes, 

   

 e) Einstellung oder Kürzung 
der Lohnzahlung. 

   

 3 Unaufschiebbare vorsorgli-
che Massnahmen können von 
den Vorgesetzten angeordnet 
werden. Die Anordnung ist un-
verzüglich der Anstellungsbe-
hörde zur Genehmigung zu 
unterbreiten. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 4 Über eine Nach- oder Rück-
zahlung des Lohns wird spä-
testens mit dem Entscheid 
über die Fortsetzung des An-
stellungsverhältnisses befun-
den. 

   

 §  13c 
Disziplinarmassnahmen gegen 
vom Regierungsrat gewählte 
Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte sowie Jugendanwäl-
tinnen und Jugendanwälte 

   

 1 Bei pflicht- und vorschrifts-
widrigem Verhalten von 
Staatsanwältinnen und Staats-
anwälten sowie von Jugendan-
wältinnen und Jugendanwälten 
kann der Regierungsrat Dis-
ziplinarmassnahmen sinnge-
mäss zu § 36 anordnen. 

   

§  14 
Schutz der Persönlichkeit 

    

1 Der Kanton achtet und 
schützt die Persönlichkeit der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Der Kanton und alle für ihn 
handelnden Stellen treffen die 
erforderlichen Massnahmen 
zum Schutz von Leben, Ge-
sundheit und persönlicher In-
tegrität der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

    

3 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter haben hinsichtlich ihrer 
Personendaten Anspruch auf 
Auskunft, Einsicht und Berich-
tigung im Rahmen der Daten-
schutzgesetzgebung. Die Da-
ten dürfen nicht an Dritte oder 
an andere Behörden heraus-
gegeben werden. 

3 Aufgehoben.    

4 Im Umgang mit Personenda-
ten gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über die Information 
der Öffentlichkeit, den Daten-
schutz und das Archivwesen 
(IDAG) vom 24. Oktober 
2006 1). 

4 Aufgehoben.    

 §  14a 
Datenschutz 

   

 
1) SAR 150.700 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/150.700/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 1 Die Bearbeitung von Perso-
nendaten einschliesslich der 
besonders schützenswerten 
Personendaten und das Profi-
ling durch den Kanton ist zu-
lässig, soweit es für die Be-
gründung, Durchführung und 
Beendigung der Anstellungs-
verhältnisse notwendig ist. 
Dazu gehören insbesondere: 

   

 a) die Ermittlung des erforderli-
chen Personalbedarfs und 
die Sicherung des erforderli-
chen Personalbestands 
durch Rekrutierung von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbei-
tern, 

   

 b) die Personaladministration 
einschliesslich der Meldun-
gen an die obligatorischen 
Versicherungen, 

   

 c) das Fördern sowie den lang-
fristigen Erhalt von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern, 

   

 d) die Bewertung von geziel-
tem Förderungsbedarf und 
Entwicklungspotenzial, 

   

 e) die Bewertung der Eignung 
für eine bestimmte Stelle, ein 
Projekt oder einen Einsatz, 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 f) die Wiedereingliederung 
nach krankheits- und unfall-
bedingten Abwesenheiten 
einschliesslich Case Ma-
nagement, 

   

 g) die Planung, Steuerung und 
Kontrolle durch Datenanaly-
sen, Vergleiche, Berichter-
stattung und Massnahmen-
planung. 

   

 2 Nachfolgende Personenda-
ten einschliesslich der beson-
ders schützenswerten Perso-
nendaten dürfen bearbeitet 
und für das Profiling verwen-
det werden: 

   

 a) Daten im Rahmen des Rek-
rutierungsverfahrens, 

   

 b) Daten über die gesundheitli-
che Situation in Bezug auf 
die Arbeitsfähigkeit ein-
schliesslich im Zusammen-
hang mit dem Case Manage-
ment, 

   

 c) Daten zu Leistung und Po-
tenzial sowie zur persönli-
chen und beruflichen Ent-
wicklung, 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 d) Verfahrensakten und Ent-
scheide von Behörden in 
Verbindung mit der Arbeit 
sowie Straf- und Betrei-
bungsregisterauszüge. 

   

 3 Die Departemente, die 
Staatskanzlei, die Gerichte 
und die Justizverwaltung so-
wie die Direktionen der un-
selbstständigen Anstalten be-
zeichnen die zuständigen Stel-
len für die Bearbeitung der 
Personendaten. 

   

 4 Im Übrigen gelten für den 
Umgang mit Personendaten 
die Vorschriften des Gesetzes 
über die Information der Öf-
fentlichkeit, den Datenschutz 
und das Archivwesen (IDAG) 
vom 24. Oktober 2006 2). 

   

§  16a 
Taggeldversicherung 

§  16a 
 […] Versicherungen 

   

 
2) SAR 150.700 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/150.700/de


 Arbeitsversion (ID: 3619) 
- 18 - 

 

Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

1 Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter werden gegen die 
wirtschaftlichen Folgen von 
Krankheit und Unfall  versi-
chert. Der Grosse Rat regelt 
den Umfang der auszurichten-
den Leistungen durch Dekret. 

1  […] Der Regierungsrat kann 
zur Absicherung der wirt-
schaftlichen Folgen von Krank-
heit und Unfall […]  Versiche-
rungen abschliessen. Der 
Grosse Rat regelt den Umfang 
der auszurichtenden Leistun-
gen und die finanzielle Beteili-
gung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter durch Dekret. 

   

2 Der Beitritt zur Taggeldversi-
cherung ist obligatorisch. 

2 Der Regierungsrat kann den 
Beitritt […] zu diesen Versiche-
rungen für obligatorisch erklä-
ren. 

   

3 Beiträge der Arbeitnehmen-
den an die Taggeldversiche-
rung werden vom Lohn in Ab-
zug gebracht. 

3 Beiträge der Arbeitnehmen-
den an […] diese Versicherun-
gen werden vom Lohn in Ab-
zug gebracht. 

   

§  18 
Mitarbeiterinnen- und Mitarbei-
tergespräch 

    

1 Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter haben Anspruch auf 
periodische Gespräche über 
Leistung, Fähigkeiten, Eignung 
und Verhalten. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Die periodischen Gespräche 
bilden die Grundlage für 
Standortbestimmung, Beurtei-
lung der Entwicklungsmöglich-
keiten sowie Festlegung der 
Aus- und Weiterbildungsbe-
dürfnisse. 

2 Die periodischen Gespräche 
bilden die Grundlage für 
Standortbestimmung, Beurtei-
lung […] des Potenzials sowie 
Festlegung der […] individuel-
len Lern- und […] Entwick-
lungsmassnahmen. 

   

3 Der wesentliche Inhalt der 
Gespräche ist in einem ge-
meinsam unterzeichneten, ver-
traulichen Kurzprotokoll festzu-
halten. 

    

§  19 
Betriebliche Bildung 

§  19 
 […] Personalentwicklung und 
Berufsbildung 

   

1 Der Regierungsrat schafft die 
Voraussetzungen für eine 
nachhaltige Personalentwick-
lung und regelt die entspre-
chende Aus-, Fort- und Weiter-
bildung. 

1 Der Regierungsrat schafft die 
Voraussetzungen für eine 
nachhaltige Personalentwick-
lung. Diese fördert nebst den 
funktionsbezogenen Fähigkei-
ten und […] der langfristig fle-
xiblen Einsatzbereitschaft das 
kontinuierliche Lernen und […] 
die Entwicklung. 

   

2 Die betriebliche Bildung för-
dert nebst den funktionsbezo-
genen Fähigkeiten und der 
langfristig flexiblen Einsatzbe-
reitschaft auch die allgemeine 
Fach-, Selbst- und Sozialkom-
petenz. 

2 Aufgehoben.    
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 2bis Er schafft die Vorausset-
zungen für die Ausbildung von 
Lernenden durch den Kanton. 
Die Ausbildung fördert und 
entwickelt das Potenzial der 
Lernenden und bereitet sie auf 
die Anforderungen des Ar-
beitsmarktes vor. 

   

 3 Er regelt den Vollzug.    

§  22 
Sorgfalts-, Interessenwah-
rungs- und Weiterbildungs-
pflicht 

    

1 Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter haben die Rechte der 
Bevölkerung zu achten, die 
ihnen übertragenen Aufgaben 
sorgfältig, gewissenhaft und 
wirtschaftlich auszuführen und 
die Interessen des Kantons in 
guten Treuen zu wahren. 

    

2 Sie haben sich persönlich um 
berufliche Weiterbildung zu 
bemühen. 

2 Sie […] tragen zusammen 
mit ihren Vorgesetzten die 
Verantwortung für das kontinu-
ierliche Lernen und die Ent-
wicklung. 

   

§  23 
Amtsgeheimnis 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

1 Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet über Ange-
legenheiten, die ihnen in amtli-
cher oder dienstlicher Stellung 
anvertraut worden sind oder 
die sie in dieser Stellung wahr-
genommen haben und die ih-
rer besonderen Natur nach 
wegen höheren öffentlichen 
oder privaten Interessen nicht 
für Dritte bestimmt sind. Das 
Gleiche gilt zum Schutz von 
Persönlichkeitsrechten oder 
bei Vorliegen einer besonde-
ren Vorschrift. Der Regie-
rungsrat kann in einzelnen Fäl-
len entsprechende Anordnun-
gen treffen. 

    

2 Diese Verpflichtung bleibt 
nach Beendigung des Anstel-
lungsverhältnisses bestehen. 

    

3 Der Regierungsrat regelt die 
Entbindung vom Amtsgeheim-
nis. 

    

4 Eine Verletzung des Amtsge-
heimnisses liegt nicht vor, 
wenn schwerwiegende Miss-
stände, nach Ausschöpfung 
des Dienstweges, der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten 
des Grossen Rates gemeldet 
werden. 

4 Aufgehoben.    
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 §  23a 
Meldung von Missständen 

   

 1 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind berechtigt, Miss-
stände in der kantonalen Ver-
waltung und bei den Gerichten 
der Finanzkontrolle des Kan-
tons Aargau gemäss Gesetz 
über die Finanzkontrolle (Fi-
nanzkontrollgesetz) vom 11. 
Januar 2005 3) zu melden. Zu-
lässig sind nur Meldungen, die 
in gutem Glauben erfolgen. 

   

 2 Zulässige Meldungen 
verstossen nicht gegen die 
Verschwiegenheitspflicht ge-
mäss § 23 Abs. 1 und stellen 
keine Amtsgeheimnisverlet-
zung im Sinne von Art. 320 
des Schweizerischen Strafge-
setzbuchs (StGB) vom 21. De-
zember 1937 dar. 

   

 3 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dürfen aufgrund von zu-
lässigen Meldungen in ihrer 
beruflichen Stellung nicht be-
nachteiligt werden. 

   

§  26 
Zuweisung anderer Arbeit 

§  26 
 […] Vorübergehende Zuwei-
sungen 

   

 
3) SAR 612.200 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/612.200/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

1 Den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern kann vorüberge-
hend eine ihren Fähigkeiten 
entsprechende, zumutbare Ar-
beit zugewiesen werden, auch 
wenn diese nicht zu ihren ur-
sprünglichen Aufgaben ge-
mäss Anstellungsvertrag ge-
hört. 

1 Den Mitarbeiterinnen […] 
oder Mitarbeitern kann vo-
rübergehend […] ein anderer 
Arbeitsort oder ein anderer 
Aufgaben-, Kompetenz- und 
Verantwortungsbereich zuge-
wiesen werden, […] wenn […] 
ein betriebliches Erfordernis 
besteht und die Zuweisung für 
die Mitarbeiterin oder den Mit-
arbeiter zumutbar ist. 

   

§  27 
Nebenbeschäftigungen 

    

1 Nebenbeschäftigungen dür-
fen die Erfüllung der Pflichten 
aus dem Anstellungsverhältnis 
nicht beeinträchtigen. 

    

2 Sie bedürfen der Bewilligung 
des zuständigen Departemen-
tes beziehungsweise der Jus-
tizleitung beziehungsweise 
des zuständigen Organs der 
selbstständigen Anstalt, wenn 

    

a) die Möglichkeit einer Inte-
ressenkollision besteht, 

a) die Möglichkeit einer Inte-
ressenkollision besteht […]  
oder 

   

b) die Nebenbeschäftigung 
entgeltlich ist und zusammen 
mit der Beschäftigung beim 
Kanton mehr als ein Vollpen-
sum ergibt oder 

b) die Nebenbeschäftigung 
entgeltlich ist und zusammen 
mit der Beschäftigung beim 
Kanton mehr als ein Vollpen-
sum ergibt […] . 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

c) dafür Arbeitszeit in Anspruch 
genommen wird. 

c) Aufgehoben.    

 3 Die Bewilligung kann verwei-
gert oder mit Auflagen verbun-
den werden. 

   

§  28 
Öffentliche Ämter 

    

1 Die Bewerbung für ein öffent-
liches Amt bedarf der Bewilli-
gung des zuständigen Depar-
tementes beziehungsweise 
der Justizleitung beziehungs-
weise des zuständigen Organs 
der selbstständigen Anstalt. 

1 Die Bewerbung für ein öffent-
liches Amt beziehungsweise 
dessen Ausübung bedarf der 
Bewilligung des zuständigen 
Departementes beziehungs-
weise der Justizleitung bezie-
hungsweise des zuständigen 
Organs der selbstständigen 
Anstalt. 

   

2 Die Bewilligung wird verbun-
den mit einer Regelung bezüg-
lich Inanspruchnahme von Ar-
beitszeit, Kompensation bean-
spruchter Arbeitszeit und Ver-
wendung von Nebeneinnah-
men. Der Regierungsrat er-
lässt hiezu Richtlinien. 

    

3 Die Bewilligung kann verwei-
gert oder mit Auflagen verbun-
den werden, wenn die Erfül-
lung der Pflichten aus dem An-
stellungsverhältnis beeinträch-
tigt wird oder eine Interessen-
kollision entstehen könnte. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  29a 
Case Management 

    

1 Ist abzusehen, dass eine Ar-
beitsunfähigkeit einer Mitarbei-
terin oder eines Mitarbeiters 
länger als 30 Tage dauert, 
meldet dies die Anstellungsbe-
hörde umgehend der zuständi-
gen Personalstelle. Diese mel-
det den Fall der Koordinations-
stelle Case Management. 

1 Aufgehoben.    

 1bis Das Case Management un-
terstützt Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, wenn sie wegen 
Krankheit oder Unfall voraus-
sichtlich längere Zeit ganz 
oder teilweise arbeitsunfähig 
oder vermindert leistungsfähig 
sind. 

   

 1ter Ziel des Case Manage-
ments ist die rasche Rückkehr 
an den bisherigen oder einen 
neuen Arbeitsplatz und die 
Verhinderung einer ganzen 
oder teilweisen Invalidität. 

   

2 Arbeitsunfähige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter können 
verpflichtet werden, sich von 
einer durch die Koordinations-
stelle Case Management be-
zeichneten externen Stelle im 
Rahmen eines Case Manage-
ments begleiten zu lassen. 

2 Arbeitsunfähige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter können 
verpflichtet werden, sich […] 
durch […] ein Case Manage-
ment […] begleiten zu lassen. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  37 
Schlichtungsverfahren 

    

1 Vor Einreichung einer ge-
richtlichen Klage nach § 39 
oder einer Beschwerde nach § 
40 sind alle Streitigkeiten, ein-
schliesslich derjenigen nach 
Bundesgesetz über die Gleich-
stellung von Frau und Mann 
(Gleichstellungsgesetz, GlG) 
vom 24. März 1995 4), der 
Schlichtungskommission vor-
zulegen. Bei Verfügungen und 
Vertragsauflösungen ist eine 
Frist von 30 Tagen nach Zu-
stellung einzuhalten. 

    

2 Die Schlichtungskommission 
gibt eine Empfehlung ab. In-
nert 30 Tagen nach Zustellung 
der Empfehlung stellt die zu-
ständige Stelle einen neuen 
Entscheid oder eine neue Ver-
fügung zu. Die betroffene Per-
son kann innert sechs Mona-
ten nach Zustellung des neuen 
Entscheids gerichtliche Klage 
gemäss § 39 einreichen bezie-
hungsweise innert 30 Tagen 
nach Zustellung der neuen 
Verfügung gerichtliche Be-
schwerde gemäss § 40 erhe-
ben. 

    

 
4) SR 151.1 

https://db.clex.ch/link/Bund/151.1/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

3 Die Schlichtungskommission 
besteht aus der Präsidentin 
beziehungsweise dem Präsi-
denten und vier bis acht Mit-
gliedern. Beide Geschlechter 
müssen genügend vertreten 
sein. Mindestens ein Mitglied 
darf in keinem Anstellungsver-
hältnis zu einer öffentlichen Ar-
beitgeberin oder einem öffent-
lichen Arbeitgeber stehen.  

3 Die Schlichtungskommission 
besteht aus der Präsidentin 
beziehungsweise dem Präsi-
denten und […] acht bis […] 
zwölf Mitgliedern. Beide Ge-
schlechter sowie die Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberseite 
müssen genügend vertreten 
sein. Mindestens ein Mitglied 
darf in keinem Anstellungsver-
hältnis zu einer öffentlichen Ar-
beitgeberin oder einem öffent-
lichen Arbeitgeber stehen.  

   

4 Die Präsidentin beziehungs-
weise der Präsident darf in kei-
nem zusätzlichen Anstellungs-
verhältnis zum Kanton stehen. 

    

5 Die Schlichtungskommission 
wird im Einvernehmen mit der 
Justizleitung und nach Anhö-
rung der Personalverbände 
und der Arbeitgebenden ge-
wählt. Der Regierungsrat re-
gelt das Verfahren durch Ver-
ordnung. 

    

§  44 
Personalkommission 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

1 Das Personal kann eine Per-
sonalkommission bilden, in der 
das Personal der Departe-
mente beziehungsweise der 
Justiz gleichmässig vertreten 
sein soll. Für die Zusammen-
arbeit zwischen Personalkom-
mission und Kanton gelten die 
entsprechenden Bestimmun-
gen des Bundesgesetzes über 
die Information und Mitsprache 
der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in den Betrieben 
(Mitwirkungsgesetz) vom 
17. Dezember 1993 5) sinnge-
mäss. 

    

2 Die Personalkommission 
nimmt gegenüber dem Kanton 
die gemeinsamen Interessen 
der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wahr. Besondere Mitwir-
kungsrechte stehen ihr in Fra-
gen der Arbeitssicherheit und 
des Gesundheitsschutzes so-
wie bei Entlassung ganzer 
Gruppen gemäss Art. 335d–
335g des Schweizerischen 
Obligationenrechts (Stand 1. 
Januar 1998; vgl. Anhang) zu. 

2 Die Personalkommission 
nimmt gegenüber dem Kanton 
die gemeinsamen Interessen 
der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wahr. Besondere Mitwir-
kungsrechte stehen ihr in Fra-
gen der Arbeitssicherheit und 
des Gesundheitsschutzes so-
wie bei Entlassung ganzer 
Gruppen gemäss den Art. […] 
335d–335k des Schweizeri-
schen Obligationenrechts […] 
zu. 

   

3 Grösse, Zusammensetzung 
und Wahlverfahren richten 
sich nach den Bestimmungen 
des Mitwirkungsgesetzes. 

    

 
5) SR 822.14 

https://db.clex.ch/link/Bund/822.14/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  48 
Rechtsschutz für Personal von 
Gemeinden und anderen öf-
fentlich-rechtlichen Körper-
schaften 

    

1 Bei Streitigkeiten aus einem 
öffentlich-rechtlichen Anstel-
lungsverhältnis von Gemein-
den, Gemeindeverbänden 
oder anderen öffentlich-rechtli-
chen Körperschaften mit Aus-
nahme der Landeskirchen gel-
ten die Bestimmungen über 
das gerichtliche Klage- und 
Beschwerdeverfahren gemäss 
den §§ 39 ff. Das Schlich-
tungsverfahren gemäss § 37 
entfällt. 

1 Bei Streitigkeiten aus einem 
öffentlich-rechtlichen Anstel-
lungsverhältnis von Gemein-
den, Gemeindeverbänden 
oder anderen öffentlich-rechtli-
chen Körperschaften mit Aus-
nahme der Landeskirchen gel-
ten die Bestimmungen über 
das gerichtliche Klage- und 
Beschwerdeverfahren gemäss 
den §§ 39 ff. Das Schlich-
tungsverfahren gemäss § 37 
[…] ist durchzuführen. 

   

2 Die Frist für die Beschwerde 
an das Verwaltungsgericht be-
trägt 30 Tage nach Zustellung 
des Entscheids des letztin-
stanzlich zuständigen Organs 
der Gemeinde beziehungs-
weise der Körperschaft. 

    

3 Bei Beschwerden wegen un-
gerechtfertigter Entlassung ist 
subsidiär § 12 analog anwend-
bar. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

4 Klagen betreffend Vertrags-
auflösungen sind innert sechs 
Monaten ab deren Zustellung 
beim Verwaltungsgericht ein-
zureichen. 

    

§  51 
Übergangsrecht 

    

1 Im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens bestehende und nach die-
sem Gesetz nicht mehr vorge-
sehene Beamtenverhältnisse 
laufen am 31. März 2001 aus. 
Sie werden auf den 1. April 
2001 durch Anstellungsver-
hältnisse nach diesem Gesetz 
abgelöst. 

    

2 Soweit die bestehenden 
durch neue Beamtenverhält-
nisse abgelöst werden, gilt zu-
nächst für die bisherigen 
Amtsinhaberinnen und -inha-
ber eine Verlängerung der 
Amtsperiode bis 30. Septem-
ber 2001. Anschliessend be-
ginnt die erste ordentliche 
Amtsperiode nach neuem 
Recht. 

    

3 Im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens bestehende Lehr- und 
Praktikumsverhältnisse wer-
den vom neuen Recht nicht 
betroffen. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

4 Im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens bestehende Anstellungs-
verhältnisse sowie andere be-
sondere Arbeitsverhältnisse 
nach altem Recht sind spätes-
tens bis 1. April 2001 durch 
Anstellungsverträge nach 
neuem Recht zu ersetzen. 

    

5 Für die Übergangszeit bis 30. 
September 2001 gelten für alt-
rechtliche Beamtenverhält-
nisse die bisherigen §§ 1–17 
und § 34 des Dekrets über das 
Dienstverhältnis und die Be-
soldung der Staatsbeamten 
(Besoldungsdekret) vom 24. 
November 1971 6). 

    

6 Die am 1. Oktober 2013 be-
ginnende Amtsperiode der in § 
32 Abs. 2 genannten Perso-
nen wird um 15 Monate bis 31. 
Dezember 2018 verlängert. 
Die nachfolgende vierjährige 
Amtsperiode beginnt am 1. Ja-
nuar 2019. 

    

7 Für die im Zeitpunkt des In-
krafttretens der neuen Verfah-
renskostenregelung (§ 41a) 
gerichtlich hängigen Verfahren 
gelten die bisherigen Bestim-
mungen. 

    

 
6) AGS. Bd. 7 S. 728; aufgehoben (AGS 1999 S. 408) 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

8 Für Vertragsauflösungen, die 
vor dem Datum des Inkrafttre-
tens von § 48 Abs. 4 erfolgen, 
gelten die bisherigen Bestim-
mungen. 

    

 9 Für Kündigungsverfahren ge-
mäss § 10a finden die im Zeit-
punkt des Beginns des Verfah-
rens geltenden Bestimmungen 
Anwendung. 

   

 10 Der Regierungsrat wählt auf 
den Zeitpunkt der Inkraftset-
zung weitere Mitglieder der 
Schlichtungskommission ge-
mäss § 37 Abs. 3 für den ver-
bleibenden Rest der laufenden 
Amtsdauer. 

   

Anhänge                         

1 Bundesgesetz betreffend die 
Ergänzung des Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuches 
(Fünfter Teil: Obligationen-
recht) (OR) 

aufgehoben                   

 II.    

 1. 
Der Erlass SAR 411.200 (Ge-
setz über die Anstellung von 
Lehrpersonen [GAL] vom 
17. Dezember 2002) (Stand 
1. Juli 2024) wird wie folgt ge-
ändert: 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/411.200/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  10 
Auflösung des Anstellungsver-
hältnisses 
a) Fristen und Termine 

    

1 Die Vertragsparteien können 
das Anstellungsverhältnis je-
derzeit im gegenseitigen Ein-
vernehmen beendigen. 

    

2 Das Anstellungsverhältnis 
endet ohne Kündigung 

    

a) bei Erreichen der durch 
Dekret festgelegten Alters-
grenze; 

    

b) mit Ablauf eines befristeten 
Vertrags; 

    

c) …     

 d) bei Erschöpfung des An-
spruchs auf Lohnfortzahlung 
bei Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit oder Unfall. 

   

3 Bei unbefristeten Verträgen 
gelten für die ordentliche Kün-
digung folgende beidseitigen 
Mindestfristen: 

    

a) im ersten Anstellungsjahr 1 
Monat; 

    

b) ab dem zweiten Anstel-
lungsjahr 3 Monate. 

    



 Arbeitsversion (ID: 3619) 
- 34 - 

 

Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

Vorbehalten bleibt § 4 Abs. 2.     

4 Das Anstellungsverhältnis 
kann im ersten Anstellungsjahr 
auf Ende eines Monats, ab 
dem zweiten Anstellungsjahr 
auf Ende eines Schulhalbjahrs 
beendet werden. 

    

5 Im Anstellungsvertrag kann 
eine längere Kündigungsfrist 
vereinbart werden. 

    

6 Werden aus organisatori-
schen oder wirtschaftlichen 
Gründen ganze Organisations-
einheiten aufgehoben oder an-
dere Umstrukturierungen vor-
genommen, wird ein Sozial-
plan ausgearbeitet. 

    

§  18a 
Taggeldversicherung 

§  18a 
 […] Versicherungen 

   

1 Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter werden gegen die 
wirtschaftlichen Folgen von 
Krankheit und Unfall versi-
chert. Der Grosse Rat regelt 
den Umfang der auszurichten-
den Leistungen durch Dekret. 

1  […] Der Regierungsrat kann 
zur Absicherung der wirt-
schaftlichen Folgen von Krank-
heit und Unfall […] Versiche-
rungen abschliessen. Der 
Grosse Rat regelt den Umfang 
der auszurichtenden Leistun-
gen und die finanzielle Beteili-
gung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter durch Dekret. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Der Beitritt zur Taggeldversi-
cherung ist obligatorisch. 

2 Der Regierungsrat kann den 
Beitritt […] zu diesen Versiche-
rungen für obligatorisch erklä-
ren. 

   

3 Beiträge der Arbeitnehmen-
den an die Taggeldversiche-
rung werden vom Lohn in Ab-
zug gebracht. 

3 Beiträge der Arbeitnehmen-
den an […] diese Versicherun-
gen werden vom Lohn in Ab-
zug gebracht. 

   

§  32a 
Case Management 

    

1 Ist abzusehen, dass die Ar-
beitsunfähigkeit von Schullei-
tungs- und Lehrpersonen län-
ger als 30 Tage dauert, meldet 
dies die Anstellungsbehörde 
umgehend dem zuständigen 
Departement. 

1 Aufgehoben.    

 1bis Das Case Management un-
terstützt Schulleitungs- und 
Lehrpersonen, wenn sie we-
gen Krankheit oder Unfall vo-
raussichtlich längere Zeit ganz 
oder teilweise arbeitsunfähig 
oder vermindert leistungsfähig 
sind. 

   

 1ter Ziel des Case Manage-
ments ist die rasche Rückkehr 
an den bisherigen oder einen 
neuen Arbeitsplatz und die 
Verhinderung einer ganzen 
oder teilweisen Invalidität. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

2 Arbeitsunfähige Personen 
können verpflichtet werden, 
sich von einer durch das zu-
ständige Departement be-
zeichneten externen Fach-
stelle im Rahmen eines Case 
Managements begleiten zu 
lassen. 

2 Arbeitsunfähige […] Schullei-
tungs- und Lehrpersonen kön-
nen verpflichtet werden, sich 
[…] durch […] ein Case […] 
Management begleiten zu las-
sen. 

   

 2. 
Der Erlass SAR 612.200 (Ge-
setz über die Finanzkontrolle 
[GFK] vom 11. Januar 2005) 
(Stand 29. Dezember 2018) 
wird wie folgt geändert: 

   

      5bis Meldestelle Miss-
stände 

                  

 §  17a 
Zuständigkeit 

   

 1 Die Finanzkontrolle ist Mel-
destelle für Meldungen von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Kantons über Miss-
stände in der kantonalen Ver-
waltung und bei den Gerich-
ten. 

   

 §  17b 
Missstände 

   

https://gesetzessammlungen.ag.ch/data/612.200/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 1 Als Missstände gelten insbe-
sondere Verstösse gegen 
rechtliche Bestimmungen so-
wie sonstige Unregelmässig-
keiten. 

   

 §  17c 
Verfahren 

   

 1 Die Meldestelle    

 a) klärt die meldende Person 
über das Verfahren sowie 
über deren Rechte und 
Pflichten im Rahmen des 
Verfahrens auf, 

   

 b) nimmt den Sachverhalt auf 
und prüft die Meldung auf 
ihre Begründetheit, 

   

 c) entscheidet, ob und wie sie 
sich mit einer Angelegenheit 
befassen will, 

   

 d) behandelt die Ergebnisse 
sinngemäss zu den §§ 13–
15, 

   

 e) informiert die meldende Per-
son über die Erledigung der 
Meldung. 

   

 §  17d 
Vertraulichkeit und Information 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 20. August 2025 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Regie-
rungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 1 Die Meldestelle behandelt die 
Meldungen vertraulich. Ohne 
Einverständnis der meldenden 
Person gibt sie keine Informa-
tionen zu deren Identität be-
kannt. 

   

 2 Die Meldestelle informiert die 
Öffentlichkeit über ihre Tätig-
keit im Rahmen des jährlichen 
Tätigkeitberichts der Finanz-
kontrolle. 

   

 III.    

      Keine Fremdaufhebungen.                   

 IV.    

 Die Änderungen unter Ziff. I. 
und II. treten am [Datum] in 
Kraft. 

   

 Aarau, [Datum]    

 Präsident des Grossen Rats 
… 
  
Protokollführerin 
… 

   

 


